
 

 

Verfahrensrichtlinie bei Verdacht auf Verstoß gegen die 

wissenschaftliche Integrität 

Danube Private University 

§ 1 Zweck 

Diese Verfahrensrichtlinie regelt die Behandlung von Verdachtsfällen wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens an der Danube Private University. Sie dient der Sicherung guter 

wissenschaftlicher Praxis, dem Schutz der Rechte aller Beteiligten sowie der Wahrung der 

wissenschaftlichen Integrität der Universität. 

Abschnitt I – Vorprüfung 

§ 2 Einleitung eines Verfahrens 

(1) Ein Verfahren kann eingeleitet werden durch: 

• schriftliche Hinweise von Universitätsangehörigen oder Dritten, 

• Eigenwahrnehmung von Organen der Universität, 

• Hinweise aus Plagiatsprüfungen, 

• Hinweise aus Forschungs- oder Publikationsverfahren, 

• sonstige begründete Verdachtsmomente. 

(2) Hinweise können namentlich oder anonym eingebracht werden. Anonyme Hinweise 

werden nur berücksichtigt, sofern sie ausreichend konkrete Anhaltspunkte enthalten. 

(3) Die Entgegennahme von Hinweisen erfolgt durch die Kommission für wissenschaftliche 

Integrität. 

§ 3 Vorprüfung 

(1) Die Kommission für wissenschaftliche Integrität führt eine Vorprüfung durch. 

(2) Ziel der Vorprüfung ist die Feststellung, ob ein hinreichender Anfangsverdacht für 

wissenschaftliches Fehlverhalten vorliegt. 

(3) Im Rahmen der Vorprüfung können insbesondere 



• Unterlagen angefordert, 

• Plagiatsprüfungen durchgeführt, 

• elektronische Dokumentationen ausgewertet, 

• Stellungnahmen eingeholt 

werden. 

(4) Die betroffene Person ist über die Einleitung der Vorprüfung zu informieren und erhält 

Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist von in der 

Regel 28 Tagen. 

§ 4 Ergebnis der Vorprüfung 

Die Kommission für wissenschaftliche Integrität beschließt eines der folgenden Ergebnisse: 

a) Einstellung des Verfahrens 

wenn 

• kein Anfangsverdacht besteht, 

• der Verdacht offensichtlich unbegründet ist oder 

• ein Verfahrenshindernis vorliegt. 

b) Maßnahmen ohne Untersuchungsverfahren 

wenn lediglich geringfügige Verstöße gegen wissenschaftliche Standards festgestellt werden 

und diese ohne förmliche Untersuchung behoben werden können. 

Beispiele: 

• fehlerhafte Zitierweise ohne Täuschungsabsicht, 

• formale Dokumentationsmängel. 

c) Einleitung eines Untersuchungsverfahrens 

wenn ein hinreichender Verdacht auf wissenschaftliches Fehlverhalten besteht. 

 

Abschnitt II – Untersuchungskommission 

§ 5 Einsetzung der Untersuchungskommission 

(1) Ergibt die Vorprüfung einen hinreichenden Verdacht, bestellt das Rektorat eine 

Untersuchungskommission. 

(2) Die Untersuchungskommission besteht in der Regel aus drei bis fünf Mitgliedern. 



(3) Mindestens ein Mitglied soll über besondere Expertise im Bereich wissenschaftliche 

Integrität verfügen. 

(4) Bei Bedarf können externe Sachverständige beigezogen werden. 

(5) Personen mit Befangenheit oder Interessenkonflikten sind von der Mitwirkung 

ausgeschlossen. 

§ 6 Aufgaben der Untersuchungskommission 

Die Untersuchungskommission hat insbesondere: 

• den Sachverhalt vollständig zu ermitteln, 

• belastende und entlastende Umstände zu berücksichtigen, 

• Beweismittel zu sichern und zu würdigen, 

• Gutachten einzuholen, 

• Anhörungen durchzuführen, 

• eine abschließende Empfehlung zu erstellen. 

§ 7 Rechte der betroffenen Person 

Die betroffene Person hat das Recht auf: 

• Information über die Vorwürfe, 

• Akteneinsicht, soweit keine schutzwürdigen Interessen Dritter entgegenstehen, 

• schriftliche und mündliche Stellungnahme, 

• Vorlage von Beweismitteln, 

• Beiziehung einer Vertrauensperson oder rechtskundigen Begleitung, 

• Wahrung der Unschuldsvermutung bis zum Abschluss des Verfahrens. 

§ 8 Durchführung der Untersuchung 

(1) Die Untersuchungskommission kann: 

• Dokumente und Forschungsunterlagen prüfen, 

• elektronische Dateien auswerten, 

• Sachverständige anhören, 

• Zeuginnen und Zeugen befragen, 

• weitere Beweise erheben. 

(2) Über Anhörungen sind Protokolle anzufertigen. 

(3) Alle Beteiligten sind zur Vertraulichkeit verpflichtet. 

§ 9 Beweismaßstab 

Ein Verstoß gegen die wissenschaftliche Integrität gilt als festgestellt, wenn die 

Untersuchungskommission aufgrund der erhobenen Beweise mit überwiegender 



Wahrscheinlichkeit zu der Überzeugung gelangt, dass wissenschaftliches Fehlverhalten 

vorliegt. 

§ 10 Untersuchungsbericht 

(1) Nach Abschluss der Ermittlungen erstellt die Untersuchungskommission einen schriftlichen 

Bericht. 

(2) Der Bericht enthält insbesondere: 

• Darstellung des Sachverhalts, 

• Darstellung der Beweismittel, 

• rechtliche und wissenschaftsethische Würdigung, 

• Feststellungen zum Vorliegen oder Nichtvorliegen wissenschaftlichen Fehlverhaltens, 

• Empfehlung über mögliche Maßnahmen. 

(3) Der Bericht wird dem Rektorat übermittelt. 

Abschnitt III – Entscheidung 

§ 11 Entscheidung des Rektorats 

(1) Das Rektorat entscheidet auf Grundlage des Untersuchungsberichts. 

(2) Vor der Entscheidung erhält die betroffene Person Gelegenheit zur abschließenden 

Stellungnahme. 

(3) Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen. 

§ 12 Mögliche Maßnahmen 

Abhängig von Art und Schwere des Verstoßes können insbesondere folgende Maßnahmen 

ausgesprochen werden: 

Gegen Studierende 

• Verwarnung, 

• Wiederholung einer Leistung, 

• Nichtanerkennung einer Arbeit, 

• Aberkennung einer Beurteilung, 

• Ausschluss von weiteren Prüfungen gemäß den geltenden Studienregelungen. 

Gegen wissenschaftliches Personal 

• schriftliche Rüge, 

• verpflichtende Schulungsmaßnahmen, 

• Einschränkung von Betreuungs- oder Leitungsfunktionen, 

• arbeitsrechtliche Maßnahmen, 

• Meldung an Fördergeber oder Kooperationspartner, soweit rechtlich zulässig. 



Forschungsbezogene Maßnahmen 

• Berichtigung von Publikationen, 

• Rückziehung wissenschaftlicher Arbeiten, 

• Korrektur von Forschungsberichten, 

• Ausschluss von internen Förderungen. 

Abschnitt IV – Schlussbestimmungen 

§ 13 Vertraulichkeit 

Alle Beteiligten haben die Vertraulichkeit des Verfahrens zu wahren. Informationen dürfen nur 

an jene Personen weitergegeben werden, die für die Durchführung oder Entscheidung des 

Verfahrens erforderlich sind. 

§ 14 Schutz von Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern 

Personen, die in gutem Glauben einen Verdacht melden, dürfen daraus keine Nachteile 

erleiden. 

Wissentlich falsche oder mutwillige Anschuldigungen können selbst einen Verstoß gegen 

universitäre Pflichten darstellen. 

§ 15 Verfahrensfristen 

• Vorprüfung: grundsätzlich innerhalb von 30 Tagen. 

• Untersuchungskommission: grundsätzlich innerhalb von 90 Tagen. 

• Entscheidung des Rektorats: grundsätzlich innerhalb von 30 Tagen nach Vorlage des 

Untersuchungsberichts. 

Fristüberschreitungen sind zu begründen. 


